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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zur Breitbandregulierung1

1. Die Bereitstellung von Breitbandnetzen auf europäischer Ebene ist für die Verwirklichung 
der Ziele der Strategie Europa 2020 von zentraler Bedeutung. Durch die 
Breitbandinfrastruktur ließen sich Impulse für nachhaltiges und integratives 
Wirtschaftswachstum setzen, wodurch der territoriale Zusammenhalt gestärkt und 
gleichzeitig Beschäftigung, europäische Wettbewerbsfähigkeit sowie Forschung und 
Innovation in der Wissenschaft gefördert werden könnten. Auf diese Weise kämen die 
Vorteile der digitalen Technologie auch Regionen, Städten und Gemeinden zugute.

2. Die Breitbandtechnologie schreitet stetig voran und entwickelt sich laufend weiter. Private 
Unternehmen und die öffentliche Verwaltung sollten die führenden Breitbandtechnologien 
nutzen können, damit die europäische Wirtschaft weiterhin hochgradig wettbewerbsfähig 
ist.

3. In den 28 Mitgliedstaaten verfügen im Durchschnitt lediglich 79 % der Haushalte über 
einen Internetzugang. Davon haben nur 76 % einen Breitbandanschluss. In den ländlichen 
Gebieten ist die Situation noch schlechter.

4. Für einen umfassenden und wirksamen Breitbandausbau ist eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Interessenträgern, EU-Organen, Mitgliedstaaten und privaten Akteuren 
erforderlich.

5. Die Kommission wird daher aufgefordert, zu prüfen, ob durch gezielte öffentliche 
Investitionen ein Anreiz für private Investitionen gesetzt, die Zuteilung von Frequenzen 
verbessert und gleichzeitig der Entstehung neuer Netzmonopole vorgebeugt werden 
könnte.

6. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner der Kommission übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


